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westlichen Interessen dominierten Glo-
balisierung geblieben).

Das erste Merkmal von Politik be-
steht im dauernden Bedenken des en-
gen  – und eingedenk handelnd wahr-
genommenen  –  Zusammenhangs von
Zielen und Mitteln. Dieser Zusammen-
hang ist von ebendenen, die den 11.Sep-
tember zu verantworten haben, radikal
aufgegeben, ja mörderisch geleugnet
worden. Das aber heißt unter anderem,
die Wahl der Mittel, selbst wenn es um
Selbstverteidigung gehen sollte  – welch
letztere jedoch nicht einfach prokla-
miert werden darf, sondern genau be-
gründet werden muss  –, diese Wahl der
Mittel ist in ihren Wirkungen kurz-, mit-
tel- und langfristig skrupulös zu beden-
ken. Hierbei stellen die Erfolgsaussich-
ten eingesetzter Mittel, etwa gar in
Richtung militärischer Niederwerfung
anderer, allenfalls einen Aspekt dar.
Viel wichtiger ist: Was tun die Mittel den
eigenen Zielen an? In welcher Weise
schädigen sie diejenigen, die sie an-
wenden? Und wenn gar Gewaltabwehr
und Frieden Ziele sein sollten, dann ist
der möglichst genaue Vorabnachweis,
dass die Entstehungsbedingungen von
Gewalt und Aggressionen im eigenen
Land wie anderswo vermindert werden,
erste politische Pflicht.

Das zweite Merkmal weist sich durch
Art und Grad der Legitimation dessen,
was geäußert und getan wird, aus: Wie
wird die Diskussion öffentlich geführt?
Wie breit werden die Probleme erörtert?
Welche Meinungen, auch und gerade
minderheitlicher Art, werden wahrge-
nommen? Welche verschiedenen Mög-
lichkeiten (üblicherweise Alternativen
genannt), einem Problem auf den Leib
zu rücken, werden öffentlich abgewo-
gen? Und wie verhalten sich diese Mög-
lichkeiten, vor allem wie verhält sich die
dann  – wie? mit welcher Beteiligung?  –
getroffene Entscheidung zu den ausge-
gebenen, zu den in den Verfassungen
verankerten, zu den menschenrechtlich
ausgeflaggten Zielen? Meinungsumfra-
gen unter Panikbedingungen, im Zuge
einer „Politik der Gefühle“ und bei er-

Katastrophenpolitik

Nach dem ersten Schrecken, Schock
und Jammer, so durfte man wenigstens
hoffen, würde sich die Politik der „al-
ten“ und der nicht so alten Demokrati-
en des Weltwestens von den USA bis
zur BRD bewähren. Wenn denn je,
dann zeigt sich im Ausnahmezustand,
was Politik bedeutet. Außerdem galt:
Wie immer man die hintergründige Be-
deutung des 11. September interpretie-
ren und entsprechend agieren mag,
fraglos ist, dass hier einmal nicht die
Weltökonomie und ihre konkurrenzab-
hängigen Globalen Spieler die ersten
bestimmenden Töne angegeben, die
Entscheidungen nicht, wie so oft, zur
bloßen Absegnung durch die Politik
vorgegeben haben.

Die Reden und als-ob-handelnd in
Gang gesetzten Aktionen der seither un-
ter bewährter Führung der USA in anti-
terroristischem Kampfesmut zusammen-
geschweißten Staaten-„Gemeinschaft“
belegen freilich das glatte, das deprimie-
rende, das heute schon weit über die ge-
beutelten Afghanen und ihr vollends zer-
störtes Land hinausgreifende katastro-
phale Gegenteil. Der kairos, die rechte
Gelegenheit, wurde ausgelassen. Die
Stunde der Politik hat vergebens ge-
schlagen. Nach der ersten Schreck-
sekunde ist politische Gedankenlosig-
keit, ist geradezu terrorismus-mimeti-
sche, weil mittelvergessene Antipolitik
Trumpf.

Drei Merkmale kennzeichnen das,
was ich hier unter Politik verstehe und
dessen horrenden Mangel ich anzeige.
Merkmale, wohlgemerkt, die der je-
denfalls immer wieder beanspruchten
Verfassungstradition der Akteure ent-
sprechen. Diese Länder und ihre privi-
legierten Vertreter waren freilich ihrer
„Zivilisation“ schon seit nicht zu ver-
gessenden kolonialistisch-imperialisti-
schen Zeiten allzu selbstgewiss (und
sind es, Eigenkritik blockierend, in ver-
mehrter Hybris im Sinne einer von
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macht“, formulierte weiland Bismarck
diese pseudopolitische Linie. Eine Ana-
lyse der Bedeutung des 11. September
und seiner vermutbaren Ursachen  –
hierbei mögen allgemeine Bedeutung
und mehr oder minder unmittelbare Ur-
sachen auseinanderklaffen  – kann
selbstredend unterlassen werden, wenn
„man“ alles weiß. Vor allem, wenn man
das eigene Tun, die eigenen Interessen,
die eigenen Mittel und Grenzen nicht re-
flektieren will. Dann ist das katastro-
phenträchtige Ende der Politik schon er-
reicht, bevor sie angefangen hat.

Freilich, die überwiegende bundes-
deutsche Rezeption des 11. September,
die Reaktionen und Interpretationen, auf
die ich mich jetzt konzentrieren möchte
– nachdenkliche amerikanische Gegen-
stimmen etwa in der „New York Review
of Books“ und anderwärts lasse ich hier
unerwähnt  – spielen eine andere Melo-
die, ja sie blasen Marschmusik. Als weh-
ten die „Ideen von 1914“ herüber, wer-
den viele Publizisten und „führende“
Politiker im Wechselbramarbasieren
nicht müde, an weltpolitische Stahlge-
witter zu erinnern, sie vorwegzunehmen
und entsprechend eine geradezu stahl-
helmerne Staatssicherheits-Staatsmann-
maske expressiv aufzuziehen. Deutsch-
lands Weltmachtrolle. Endlich ist sie
wieder in Wortgriffnähe. Deutsche
Staatssicherheit zählt. Und sie fordert
deutsches weltpolitisches Mitspiel. Und
dieses verlangt zu allerst militärische
Einsatz- und Kampfbereitschaft. Nur
Weichlinge und feige „Gutmenschen“
wissen nicht, was nun geboten ist. Die
Zeiten deutscher weltpolitischer
Drückebergerei sind zu Ende. In Zeiten
der Ekstase endlich wieder errungener,
endlich international erwünschter deut-
scher Verantwortungsethik, die immer
schmallippig und geraden Blicks Militär-
und Opferblut verlangt  – „verantwor-
tungsethisch“ handelt da (o misshandel-
ter Max Weber!), wer mit ganzer Sohle
militärisch auftritt  –, wird auch Kaiser
Wilhelm II. wieder lebendig: Ich kenne
keine Parteien mehr, ich kenne nur noch
säbelrasselnde harte Männer (und sich

heblich herabgesetzten informationellen
Standards können selbstverständlich
kaum, äußerstenfalls als ein wenig ver-
lässliches Indiz, gewertet werden.

Das dritte Merkmal ergibt sich aus der
Antwort auf die Frage, wie groß der Zu-
kunftverbrauch beabsichtigter bzw. ge-
troffener Entscheidungen ausfallen dürf-
te. Alles, was wir heute tun, hat Folgen
für das, was wir morgen tun können.
Diese Banalität spielt in großer wie klei-
ner Politik eine ausschlaggebende Rolle.
Ob sich nun die so genannt verantwortli-
chen Politiker ihrer Verantwortung au-
genmaßvoll bewusst sind oder nicht. Ih-
re Politik oder Nicht-Politik betrifft im-
mer andere, immer ganze Länder und
viele Bevölkerungen. Vor allem: Die Le-
bensbedingungen zukünftiger Genera-
tionen werden durch das, was heute ge-
tan oder versäumt wird, massiv beein-
flusst. (Notabene: In dieser Hinsicht ist
die gegenwärtige Politik ganz unabhän-
gig vom 11. September und seinen Fol-
gen geradezu strukturell korrupt.)

Stahlgewitter und Gutmenschen

Lässt man all die vielen gedankenlos
hektischen, nur von Herrschaftsroutine
beeinflussten Reaktionen außer Acht,
unter denen die der NATO-Staaten zu-
sätzlich zu den amerikanischen eine her-
vorragend profillose Rolle spielen, dann
gibt die Rede des amerikanischen Präsi-
denten Bush vom 20. September, also
neun Tage nach dem mörderischen Zer-
störungsereignis, den seither von den
westlich Regierenden und ihren meist
schier allparteilichen Trabanten einge-
haltenen Grundtenor an. Endlich wie-
der, nach verblichenem Kalten Krieg,
wird „die“ Welt zweigeteilt. Selbstre-
dend begegnet man bei ausgemachtem
Bösen böser Gewalt durch gute Gewalt.
Hierbei wird ein Endsieg, wenngleich
mit erheblichen Anstrengungen, wenn
nicht gar unter Blut und Tränen, als ge-
wiss verheißen, der die terrorkeimfreie
Eigenwelt garantiert. „Pardon wird nicht
gegeben, Gefangene werden nicht ge-
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einen Krieg gegen Leute, die es nicht
kennt“ und die es zum Teil mit anderen
Herrschaftssüchtigen aggressiv soziali-
siert hat.1 Diese „hätte“-Postulate, ver-
säumte Möglichkeiten anzeigend,
wären nicht nur ins Leere gefallen.
Wichtiger, sie hätten zu einer Fehlein-
schätzung dessen beigetragen, warum
die Schröders, die Fischers und tutti
quanti sich so „entschlossen“ verhal-
ten, wie sie es ernstspielen. Von den in-
nenpolitischen Intereressen zu schwei-
gen, wie sie die kropfunnötige und nur
grund- und menschenrechtsschädliche
Politik der „Inneren Sicherheit“ aus-
weist: die BRD, so wie sie demokratie-
arm und höchstens kapital-mit-stark ist,
kann nicht oder allenfalls wenig anders.
Sie müssen, in erheblichen Graden we-
nigstens, inmitten des westlichen Inter-
essenblocks unbeschadet der internen
Zusatzkonkurrenz eine westlich-wohl-
ständisch interessierte Globalisierungs-
politik hoch gerüstet und höher rüstend
mitverfolgen. Obwohl die Stunde der
Politik geschlagen zu haben scheint,
obwohl sie politiktaub überhört worden
ist, wird gerade in dieser Taubheit deut-
lich: Die Politik schlechter westlicher
und bundesdeutscher Routine, die die
Weltmacht- und das heißt Weltmarkt-
anteile unter sich verändernden Ver-
hältnissen sichern soll, kann nicht ohne
weiteres, kann nicht ohne erhebliche
Anstrengungen aufgegeben werden.
Eine andere Politik jedoch nicht einmal
erwogen zu haben, nicht einmal da-
rüber nachzudenken, wie eine solche
vorbereitet werden könnte  – das ist die
Schuld dieser verantwortungslosen Po-
litiker. Die Kosten pseudopolitischer
Machttrampelei werden auch und ge-
rade für den Westen, auch und gerade
für die Bundesrepublik unkalkulierbar
hoch sein, selbst für den westlichen Ka-
pitalismus als solchen.

Wolf-Dieter Narr

ihnen angleichende Frauen). Wehe, wer
anderer Meinung ist. Nicht nur die Poli-
tik ästhetisierenden Herausgeber des
„Merkur“ – einer Zeitschrift für „eu-
ropäisches Denken“(!) – werden humor-
und darum auch demokratielos ganz un-
gemütlich. Wie formulierte doch der
sonst so kluge Henning Ritter in der
„Frankfurter Allgemeinen“ (FAZ) vom
19. September den Grabsteinspruch der
neuen Epoche: „Seit dem 11. September
ist der Begriff der Menschenrechte poli-
tisch unbrauchbar geworden.“

Sieht so das Ergebnis des „langen
Wegs nach Westen“ aus, den der Berli-
ner Historiker Heinrich A. Winkler ob
seines Endes so wohlgefällig nachge-
zeichnet hat? Ist das das „westlich“
endlich eingemeindete Deutschland,
das im hegemonisch amerikanisch-at-
lantischen Block sich endlich zu „inter-
essengeleiteter Realpolitik“ versteht,
sich den „unbarmherzigen Realitäten
der Weltpolitik“ stellt, und, wie
Berthold Kohler in der FAZ (7.11.2001)
mutig-bange hofft, „schon ihre ganze
Härte erträgt“?

Pseudopolitische Machttrampelei

Als ich diesen kurzen Kommentar vor-
bereitete, hatte ich vor, eine ganze Rei-
he politischer Möglichkeiten aufzu-
führen, die unsere „politische Klasse“
ohne Klasse hätte ergreifen können, oh-
ne in Gefahr zu geraten, eine sich selbst
und andere ausgrenzende Sonderrolle
zu spielen. Indes, ich bemerkte nicht
nur, dass ich allzu rasch in „hätte/hät-
te“-Formulierungen verfallen wäre.
Und solche hätten allenfalls länger aus-
geführt Sinn: Angefangen mit der Hoff-
nung wider das Hoffen, Bundesdeut-
sche hätten so viel aus ihrer Vergan-
genheit gelernt, dass sie andere Bevöl-
kerungen wahr- und ernst nehmen. Das
nicht zu tun, ist der Kardinalfehler der
gesamten Kriegspolitik des Westens
spätestens seit Vietnam. Wie formulier-
te doch Arundhati Roy trefflich: „Hier
haben wir das Problem: Amerika führt

1 Vgl. Pankaj Mishra, The Making of Afghanistan,
in: „New York Review of Books“, 15.11.2001,
S.18-21.


